
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesverwaltungsgericht — 
Auslegung der Art. 3 und 12 Abs. 2 Buchst. b und c der 
Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über 
Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Per­
sonen, die anderweitig internationalen Schutz benötigen, und 
über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 304, 
S. 12) — Drittstaatsangehöriger, der in seinem Herkunftsland 
aktiv den bewaffneten Kampf einer Organisation unterstützt hat, 
die auf der Liste von Terrororganisation im Anhang des Ge­
meinsamen Standpunkts 2002/462/GASP des Rates vom 17. 
Juni 2002 (ABl. L 160, S. 32) steht, und der in diesem Land 
gefoltert und zweimal zu lebenslanger Haft verurteilt wurde — 
Anwendung der Bestimmungen der Richtlinie 2004/83/EG, 
nach denen die Anerkennung von Personen, die sich in ihrem 
Herkunftsland terroristisch betätigt haben, als Flüchtling aus­
geschlossen ist — Befugnis der Mitgliedstaaten, am Flüchtlings­
status auf der Grundlage ihres Verfassungsrechts festzuhalten, 
obwohl ein Ausschlussgrund nach der Richtlinie vorliegt 

Tenor 

1. Art. 12 Abs. 2 Buchst. b und c der Richtlinie 2004/83/EG des 
Rates vom 29. April 2004 über Mindestnormen für die Aner­
kennung und den Status von Drittstaatsangehörigen oder Staa­
tenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die anderweitig interna­
tionalen Schutz benötigen, und über den Inhalt des zu gewähren­
den Schutzes ist dahin auszulegen, 

— dass der Umstand, dass eine Person einer Organisation an­
gehört hat, die wegen ihrer Beteiligung an terroristischen 
Handlungen in der Liste im Anhang des Gemeinsamen 
Standpunkts 2001/931/GASP des Rates vom 27. Dezember 
2001 über die Anwendung besonderer Maßnahmen zur Be­
kämpfung des Terrorismus aufgeführt ist, und den von dieser 
Organisation geführten bewaffneten Kampf aktiv unterstützt 
hat, nicht automatisch einen schwerwiegenden Grund darstellt, 
der zu der Annahme berechtigt, dass diese Person eine 
„schwere nichtpolitische Straftat“ oder „Handlungen, die den 
Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen zuwiderlau­
fen“, begangen hat; 

— dass in einem solchen Kontext die Feststellung, dass schwer­
wiegende Gründe zu der Annahme berechtigen, dass eine Per­
son eine solche Straftat begangen hat oder sich solche Hand­
lungen hat zuschulden kommen lassen, eine Beurteilung der 
genauen tatsächlichen Umstände des Einzelfalls voraussetzt, 
um zu ermitteln, ob von der betreffenden Organisation be­
gangene Handlungen die in den genannten Bestimmungen 
festgelegten Voraussetzungen erfüllen und ob der betreffenden 
Person eine individuelle Verantwortung für die Verwirklichung 
dieser Handlungen zugerechnet werden kann, wobei dem in 
Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie verlangten Beweisniveau Rech­
nung zu tragen ist. 

2. Der Ausschluss von der Anerkennung als Flüchtling gemäß Art. 
12 Abs. 2 Buchst. b oder c der Richtlinie 2004/83 setzt nicht 
voraus, dass von der betreffenden Person eine gegenwärtige Gefahr 
für den Aufnahmemitgliedstaat ausgeht. 

3. Der Ausschluss von der Anerkennung als Flüchtling gemäß Art. 
12 Abs. 2 Buchst. b oder c der Richtlinie 2004/83 setzt keine 
auf den Einzelfall bezogene Verhältnismäßigkeitsprüfung voraus. 

4. Art. 3 der Richtlinie 2004/83 ist dahin auszulegen, dass die 
Mitgliedstaaten nach ihrem nationalen Recht einer Person, die 
gemäß Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie von der Anerkennung als 
Flüchtling ausgeschlossen ist, ein Asylrecht zuerkennen können, 
soweit diese andere Form des Schutzes nicht die Gefahr der Ver­
wechslung mit der Rechtsstellung des Flüchtlings im Sinne der 
Richtlinie birgt. 

( 1 ) ABl. C 129 vom 6.6.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 18. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 

Regeringsrätten — Schweden) — X/Skatteverket 

(Rechtssache C-84/09) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG — Art. 2, 20 
Abs. 1 und 138 Abs. 1 — Innergemeinschaftlicher Erwerb 
eines neuen Segelboots — Unmittelbare Nutzung des erwor­
benen Gegenstands im Erwerbsmitgliedstaat oder einem ande­
ren Mitgliedstaat vor der Verbringung an den endgültigen 
Bestimmungsort — Frist für den Beginn des Transports des 
Gegenstands an den Bestimmungsort — Höchstdauer des 
Transports — Maßgebender Zeitpunkt für die Bestimmung 
der Eigenschaft als neues Fahrzeug hinsichtlich seiner 

Besteuerung) 

(2011/C 13/08) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Vorlegendes Gericht 

Regeringsrätten 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: X 

Beklagter: Skatteverket 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Regeringsrätt — Auslegung der 
Art. 2, 20 und 138 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (ABl. L 347, S. 1) — Erwerb eines neuen Segelboots in 
einem Mitgliedstaat A durch eine Privatperson mit Wohnsitz in 
einem Mitgliedstaat B zur sofortigen privaten Nutzung durch die 
Privatperson im Mitgliedstaat A oder in anderen Mitgliedstaaten 
während eines bestimmten Zeitraums vor der Verbringung des 
Bootes an seinen endgültigen Bestimmungsort im Mitgliedstaat 
B — Frist für den Beginn der Beförderung der Ware zum Be­
stimmungsort — Höchstzulässige Dauer dieser Beförderung — 
Maßgebender Zeitpunkt für die Feststellung, ob ein Transport­
mittel im Hinblick auf seine Besteuerung als neu zu betrachten 
ist
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Tenor 

1. Die Art. 20 Abs. 1 und 138 Abs. 1 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem sind dahin auszulegen, dass 
die Einstufung eines Umsatzes als innergemeinschaftliche Lieferung 
oder innergemeinschaftlicher Erwerb nicht von der Einhaltung einer 
Frist abhängen kann, innerhalb deren die Beförderung des in Rede 
stehenden Gegenstands vom Liefermitgliedstaat in den Bestim­
mungsmitgliedstaat beginnen oder abgeschlossen sein muss. Im 
speziellen Fall des Erwerbs eines neuen Fahrzeugs im Sinne von 
Art. 2 Abs. 1 Buchst. b Ziff. ii dieser Richtlinie hat die Bestim­
mung des innergemeinschaftlichen Charakters des Umsatzes im 
Wege einer umfassenden Beurteilung aller objektiven Umstände 
sowie der Absicht des Erwerbers zu erfolgen, sofern diese durch 
objektive Anhaltspunkte untermauert wird, anhand deren ermittelt 
werden kann, in welchem Mitgliedstaat die Endverwendung des 
betreffenden Gegenstands beabsichtigt ist. 

2. Für die Beurteilung, ob ein Fahrzeug, das Gegenstand eines inner­
gemeinschaftlichen Erwerbs ist, neu im Sinne von Art. 2 Abs. 2 
Buchst. b der Richtlinie 2006/112 ist, ist auf den Zeitpunkt der 
Lieferung des betreffenden Gegenstands vom Verkäufer an den 
Käufer abzustellen. 

( 1 ) ABl. C 90 vom 18.4.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 9. 
November 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichts Wiesbaden — Deutschland) — 
Volker und Markus Schecke GbR (C-92/09), Hartmut 

Eifert (C-93/09)/Land Hessen 

(Verbundene Rechtssachen C-92/09 und C-93/09) ( 1 ) 

(Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten — Veröffentlichung von Informationen über 
die Empfänger von Agrarbeihilfen — Gültigkeit der Unions­
rechtsvorschriften, die diese Veröffentlichung vorsehen und 
deren Modalitäten festlegen — Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union — Art. 7 und 8 — Richtlinie 95/46/EG 

— Auslegung der Art. 18 und 20) 

(2011/C 13/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Wiesbaden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Volker und Markus Schecke GbR (C-92/09), Hartmut 
Eifert (C-93/09) 

Beklagter: Land Hessen 

Sonstige Beteiligte: Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh­
rung 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Verwaltungsgerichts Wiesbaden 
— Gültigkeit von Art. 42 Abs. 1 Nr. 8b und Art. 44a der 
Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 
2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(ABl. L 209, S. 1), der Verordnung (EG) Nr. 259/2008 der 
Kommission vom 18. März 2008 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates hin­
sichtlich der Veröffentlichung von Informationen über die Emp­
fänger von Mitteln aus dem Europäischen Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen Landwirtschafts­
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. 
L 76, S. 28) und der Richtlinie 2006/24/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über die Vorrats­
speicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zu­
gänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder öffent­
licher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden, 
und zur Änderung der Richtlinie 2002/58/EG (ABl. L 105, 
S. 54) — Auslegung der Art. 7, 18 Abs. 2 und 20 der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 
Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenver­
kehr (ABl. L 281, S. 31) — Verarbeitung personenbezogener 
Daten der Empfänger von Mitteln aus europäischen Landwirt­
schaftsfonds, die in der Veröffentlichung dieser Daten auf einer 
mit einer Suchfunktion ausgestatteten Internetseite besteht — 
Gültigkeit der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen, die diese 
Veröffentlichung vorsehen und deren Modalitäten regeln, im 
Hinblick auf das Recht auf Schutz personenbezogener Daten 
— Voraussetzungen, unter denen eine derartige Veröffent­
lichung erfolgen darf 

Tenor 

1. Die Art. 42 Nr. 8b und 44a der Verordnung (EG) Nr. 
1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 über die Finanzierung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik in der durch die Verordnung (EG) 
Nr. 1437/2007 des Rates vom 26. November 2007 geänderten 
Fassung und die Verordnung (EG) Nr. 259/2008 der Kommis­
sion vom 18. März 2008 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung Nr. 1290/2005 hinsichtlich der Veröffentlichung von 
Informationen über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäi­
schen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Eu­
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) sind ungültig, soweit diese Bestimmungen bei 
natürlichen Personen, die Empfänger von EGFL- und ELER-Mit­
teln sind, die Veröffentlichung personenbezogener Daten hinsicht­
lich aller Empfänger vorschreiben, ohne nach einschlägigen Krite­
rien wie den Zeiträumen, während deren sie solche Beihilfen er­
halten haben, der Häufigkeit oder auch Art und Umfang dieser 
Beihilfen zu unterscheiden. 

2. Die Ungültigkeit der in Nr. 1 dieses Tenors genannten Unions­
rechtsbestimmungen lässt es nicht zu, die Wirkungen der Ver­
öffentlichung der Listen von Empfängern von EGFL- und ELER- 
Mitteln in Frage zu stellen, die die nationalen Behörden in der 
Zeit vor dem Tag der Verkündung des vorliegenden Urteils auf der 
Grundlage dieser Bestimmungen vorgenommen haben.
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